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Erster Spatenstich für den 2. S-Bahntunnel 
Arroganz der Macht: Fakten schaffen 
In der Innenstadt rollen die Bagger für den Zweiten S-Bahn-
stammstreckentunnel. Mit archäologischen Grabungen 
wird der Marienhof für den Bau des geplanten Tiefbahnhofs 
vorbereitet. Nach wie vor gibt es für den Tunnel aber weder 
eine gültige Baugenehmigung noch eine gesicherte Finan-
zierung. 

Ein Bau wie der des geplanten 
Tunnelneubaus braucht eine Bauge-
nehmigung, in Amtsdeutsch ausge-
drückt: die Planfeststellung. Der 
beabsichtigte Tunnelneubau ist in 
drei Abschnitte unterteilt. Lediglich 
für den mittleren Abschnitt zwi-
schen Hauptbahnhof und Isar ist die 
Planfeststellung abgeschlossen, we-
gen diverser laufender gerichtlicher 
Auseinandersetzungen jedoch noch 
nicht rechtskräftig. Das hat die 
Bahn und den bayerischen Wirt-
schaftsminister nicht gehindert, 
werbewirksam einen Bau- und Fi-
nanzierungsvertrag für das Gesamt-
projekt abzuschließen. „Geld gibt 
es nicht, aber einen Vertrag“, kom-
mentierte der Radiosender B5 aktu-
ell süffisant die öffentliche Ver-
tragsunterzeichnung. Beide Ver-
tragspartner haben vereinbart, dass 
ein Dritter, der Bund in Berlin, et-
wa 60% der Projektkosten in Höhe 
von mindestens 2 Milliarden Euro 
berappen soll. Über solche Verträge 
wird sich der Bund gewiss freuen. 
Doch es handelt sich bei dem Ver-
tragsabschluss nicht allein um ein 
lächerliches PR-Event der „Ma-
cher“. Sie möchten damit in der Öf-
fentlichkeit den Eindruck erwec-
ken, dass ihr Projekt bereits „in 
trockenen Tüchern“ sei. Täuschen 
und tricksen gehört ganz offenbar 
zum Repertoire derer, die, durch 
Gegenargumente nicht zu erschüt-
tern, unbeirrbar am eigenen Vorha-
ben festhalten und dabei die demo-
kratischen Beteiligungsmöglichkei-
ten der Bürgerinnen und Bürger mit 
Gleichgültigkeit übergehen. 

 
Seit 19. April wird auf der Fläche 

des Marienhofs gebaggert, ein 
Grasstreifen gegenüber Dallmayr 
und Manufactum ist bereits abge-
schoben, ein Gitterzaun errichtet. 

Wenige Tage vorher, am 13.April 
hatte der Münchner Stadtrat, mit 
einer Reihe von Gegenstimmen aus 
fast allen Parteien, Vorarbeiten für 
den Bau des Tunnels für die 2.S-
Bahn-Stammstrecke genehmigt. 
Zwar hat das Eisenbahnbundesamt 
(EBA) der Bahn auch eine Vorab-
Genehmigung für Vorarbeiten wie 
archäologische Grabungen erteilt, 
doch eine rechtskräftige Bauge-
nehmigung liegt noch für keinen 
der drei Bauabschnitte vor. Somit 
ist für die Gegner des Tunnelpro-
jekts die Grabung am Marienhof 
ein glatter Schwarzbau.  

Mit Widerstand aus den Reihen 
der Geschäftsleute am Marienhof 
ist allerdings nicht mehr zu rech-
nen, denn deren Forderungen nach 
höheren Auflagen - speziell nach 
stärkerem Lärmschutz - wurden er-
füllt. Rechtsanwalt Wolfgang Leit-
ner von der Kanzlei Labbe und 
Partner erklärte, das EBA werde bis 
29. April den Genehmigungsbe-
scheid dahingehend ändern. So 
werde ein Emissionsschutzbeauf-
tragter abgestellt und konkrete 
Messpunkte eingerichtet. „Damit ist 
der volle Nachbarschaftsschutz ge-
sichert und die Sache für uns erle-
digt“, sagte Leitner, der Betten Rid 
und andere Geschäftsleute am Ma-
rienhof vertritt.  

Noch nicht erledigt ist hingegen 
die Finanzierung des 2.Stammstrec-
kentunnels. 

Bereits am 8. April hatten Ver-
kehrsminister Martin Zeil (FDP) 
und Bahn-Vorstand Volker Kefer 
einen Bau- und Finanzierungsver-
trag für den S-Bahn-Tunnel unter-
zeichnet. Doch von den geschätzten 
zwei Milliarden Euro Baukosten 
fehlt den Bauherren nach wie vor 
noch ziemlich genau die Hälfte. 
Diese fehlende Milliarde Euro soll 
der Bund auf den Tisch legen. 

Doch ob der überhaupt soviel Geld 
hat, ist immer noch unklar. Denn 
das Geld aus dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 
hat naturgemäß auch noch andere 
Interessenten. Laut Anton Hofrei-
ter, Bundestagsabgeordneter der 
Grünen im Bundestag, gibt es aus 
verschiedenen westdeutschen Bun-
desländern bereits Anträge in Höhe 
von 6,1 Milliarden Euro. Für West-
deutschland hat Verkehrsminister 
Peter Ramsauer (CSU) aber nur 2,5 
Milliarden zur Verfügung. Auch 
wird es diese Art der Finanzierung 
nach GVFG nur bis 2019 geben. 
Wie danach Verkehrsprojekte fi-
nanziert werden sollen, ist noch 
nicht klar. Doch immer noch sind 
die Bahn-Verantwortlichen zuver-
sichtlich. Nach ihren Plänen sollen 
die eigentlichen Tunnelarbeiten im 
April 2012 beginnen.  

Eine weitere Unbekannte im gro-
ßen Zahlenspiel um den Zweiten S-
Bahn-Tunnel sind die Umbaupläne 
für den Münchner Hauptbahnhof. 
2003 hatte das Architekturbüro Au-
er und Partner einen Wettbewerb 
zur Neugestaltung des Hauptbahn-
hofs gewonnen. Als klar war, dass 
die Bahn die veranschlagten 350 
Millionen Euro nicht aufbringen 
und auch nicht finanzieren lassen 
kann, verschwanden 2003 die Pläne 
in der Versenkung. Am 21.April 
wurde bekannt, dass nun Pläne für 
einen abgespeckten, weit billigeren 
Umbau existieren. Doch auch die-
ser Umbau muss mit der 2.Stamm-
strecke koordiniert werden, will 
man den Hauptbahnhof nicht über 
Jahrzehnte in eine Dauerbaustelle 
verwandeln.  

Eine Dauerbaustelle ist auch die 
mangelnde Kommunikation der 
Bahn. Denn der von Verkehrsmi-
nister Martin Zeil vollmundig ange-
kündigte „Kommunikator“, der 
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analog zum Wirken Heiner Geiß-
lers bei Stuttgart 21, auch in Mün-
chen vermitteln sollte, kommt nun 
doch nicht. Anscheinend hatte sich 
niemand für die Aufgabe zur Ver-
fügung gestellt. Ziemlich sauer sind 
mittlerweile die Anwohner auf der 
Schwanthalerhöhe. Denn seit Mo-
naten schafft es die Bahn nicht, ei-
nen ihrer Vertreter auf eine außer-
ordentliche Bürgerversammlung zu 
schicken. „Man hat uns lange ge-
nug hingehalten“, sagte Thomas 
Hofstätter (CSU) auf der Bezirks-
ausschusssitzung Mitte April. Es 
sei „bedenklich, Verträge zu unter-
schreiben, ohne eine Bürgerbeteili-
gung abzuwarten. Bei uns macht 
man jetzt den gleichen Fehler wie 
in Stuttgart.“ 

Doch zumindest der Termin für 
die außerordentliche Bürgerver-
sammlung zur zweiten S-Bahn-
Stammstrecke steht nun fest: Es ist 
der 24.Mai um 19 Uhr im Ver-
kehrszentrum des Deutschen Muse-
ums. 

In der Münchner Innenstadt, auf 
dem Marienhof hinter dem Rat-
haus, schaffen die Projektbetreiber 
weitere Tatsachen. Am 30. März 
hat das Eisenbahnbundesamt „grü-
nes Licht“ für die Verpflanzung 
von 38 Bäumen, die Beseitigung 
der das Areal umfassenden Hecken 
und den Beginn archäologischer Er-
kundungen gegeben. Wenige Tage 
später haben Aktive der Bürgerini-
tiative Anfang April dagegen ein 
sichtbares Zeichen gesetzt. Der 
Stadtrat der Landeshauptstadt Mün-
chen stimmte jedoch der Baumaß-
nahme in einem etliche Fristen ver-
kürzenden Beschluss mehrheitlich 
mit 60 von 74 Stimmen zu. In der 
Rathaus Umschau vom 14. April 
war zu lesen: „Der Münchner 
Stadtrat hat gestern keineswegs für 
einen Baubeginn am Marienhof 
grünes Licht gegeben, sondern le-
diglich für archäologische Arbeiten, 
die einem Baubeginn vorausgehen 
müssen und bei denen es sich um 
ein Erfordernis des Denkmalschut-
zes handelt.“ Mit dieser Darstellung 
lenkt die Landeshauptstadt davon 
ab, dass sie, wenn auch nicht direkt 
Projektbeteiligte, den geplanten 
Neubau einer 2. S-Bahn-Stamm-
strecke mehrheitlich befürwortet 
und wegen der Bewerbung um die 
Olympischen Winterspiele 2018 
selbst zeitlichen Druck auf das 
Bauprojekt ausübt. 

 

Das zurück liegende Erörterungs-
verfahren hat gewiss bei vielen, die 
sich Hoffnungen auf eine seriöse 
Erörterung ihrer Einwendungen ge-
macht haben, für Ernüchterung ge-
sorgt. Nach Abschluss des Erörte-
rungsverfahrens ist das Eisenbahn-
bundesamt mit Sitz in Bonn am 
Zug. Es ist zuständig für den Erlass 
der Planfeststellung, vulgo: Bauge-
nehmigung der geplanten Tunnel-
strecke. Mit der Planfeststellung 
fällt die Entscheidung, ob und in 
welchem Umfang Einwendungen 
gegen den Tunnelneubau Berück-
sichtigung finden. Sobald die Plan-
feststellung abgeschlossen und ver-
öffentlicht ist, steht denjenigen, die 
gegen das Projekt Einwendungen 
erhoben haben, der Rechtsweg of-
fen. Am Rande der Aktion auf dem 
Marienhof sagte Walter Heldmann, 
einer der Vorstände der Haidhauser 
Bürgerinitiative: „ Und dann gehen 
wir vor Gericht.“ 

 
In den Ereignissen der vergange-

nen Monate wird das Dilemma ei-
ner überheblichen, schizophren 
agierenden Bahn immer offensicht-
licher. Einerseits fühlt sie sich als 
Immobilienmogul; das wichtigste 
bei einem Bahnhof, so auch beim 
Münchner Hauptbahnhof, scheinen 
mittlerweile die zu vermietenden 
Gewerbeflächen zu sein, das wich-
tigste bei einem Bahnprojekt, siehe 
Stuttgart 21, wie viel wertvolle In-
nenstadtflächen mit hochpreisigen 
Immobilien bebaut werden können. 
Der verkehrliche Nutzen von Groß-
projekten wie Stuttgart 21 und der 
Zweiten Stammstrecke in München 
steht in keinem Verhältnis zu den 
milliardenschweren Investitionen, 
die eine schwere Last für Bundes- 
und Landeshaushalte darstellt. An-
dererseits vernachlässigt die Bahn 
ihr ureigenes Tagesgeschäft. Im 
Winter frieren Weichen ein, weil 
das Wartungspersonal entlassen 
wurde, aber auch keine Heizungen 
eingebaut werden, Signalstörungen 
sind ein Dauerproblem, Schwach-
stellen im Münchner S-Bahn-Netz 
werden nicht zügig ausgebaut, son-
dern ignoriert, und selbst Züge sind 
nicht in der Stückzahl vorhanden, 
um Ausfälle zu kompensieren. Es 
wird Zeit, die Bahn vor sich selbst 
zu retten.  

 
Markus Wagner + anb 
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Stimmen vom Erörterungstermin 
Die Regierung von Oberbayern 

war mit der Durchführung der Erör-
terung der gegen den Bau der 2. S-
Bahn-Tunnelstrecke erhobenen 
Einwendungen betraut. Zur Organi-
sation der Erörterung der über 
1.400 Einwendungen aus Haidhau-
sen hat die Behörde ein Verfahren 
praktiziert, das „Normalbürger“ 
ziemlich stark strapazierte. Wer in 
seiner Einwendung mehrere The-
men angesprochen hat, zum Bei-
spiel das mit dem Tunnelneubau 
verknüpfte Verkehrskonzept, be-
fürchtete Bauschäden oder Beein-
trächtigungen durch Bauverkehr, 
Lärm und Dreck, musste sich an 
den Tagen in der „Reithalle“ einfin-
den, an denen die Regierung von 
Oberbayern diese Themen auf die 
Tagesordnung gesetzt hat. Der Ver-
sammlungsleiter begründete dies 
damit, dass es nur so möglich war, 
unter vertretbarem Aufwand die je-
weiligen „Experten“ auf Seiten der 
Bahn zum Termin zu laden. Deren 
Anwesenheit liege doch auch im 
Interesse der Einwenderinnen und 
Einwender, warb der Versamm-
lungsleiter. Dabei verschwieg er, 
dass die „Experten“ im Rahmen ih-
rer beruflichen Tätigkeit, der „Nor-
malbürger“ auf Kosten eines oder 
mehrerer Urlaubstage zum Erörte-
rungstermin erscheinen musste. 

 

Die Haidhauser Nachrichten 
dokumentieren nach einem 

ersten in unserer Märzausga-
be veröffentlichten Bericht 
zwei weitere, in denen Haid-
hauserinnen „ihren“ Erörte-

rungstermin festhalten. 
 
Mein Name ist Monika Naggl und 

ich wohne in der Metzstrasse 32. 
Ich bin eine, wie Sie das genannt 
haben, „Jedermann-Einwenderin“ 
und finde, das klingt herablassend 
nach „da könnte ja jeder kommen“. 
Es würde mir genügen, wenn Sie 
mich als Bürgerin bezeichnen wür-
den, was ich ja bin: eine Bürgerin 
Haidhausens. Und damit wäre auch 
zwischen uns klargestellt, wer hier 
der Souverän ist. 

Ich wohne seit Mitte der siebziger 
Jahre in Haidhausen. Ich war im 
Sanierungsbeirat von Block 25 – 
Pariser/Sedan-/Metzstraße/Borde-
auxplatz -- während der damals 
laufenden Sanierung und ich war 
mindestens 10 Jahre lang in der 
Redaktion der Haidhauser Nach-
richten, die damals für die von der 
Sanierung betroffenen Bewohnern 
Haidhausens ein Forum geschaffen 
haben. 

Ich bin heute zum ersten Mal hier 
und habe mit Verwunderung ge-
hört, dass es für den Juristen, der 
den Projektträger vertritt, außer-
halb seines Vorstellungsvermögens, 
seines intellektuellen Fassungsver-
mögens liegt, einen Zusammenhang 
herzustellen zwischen einem techni-
schen Projekt wie dem Tunnelbau 
und dem Recht auf ungestörte Reli-
gionsausübung, für das Herr S. sich 
heute Morgen hier eingesetzt hat, 
der wiederum die evangelische Kir-
chengemeinde St. Johannes am 
Preysingplatz vertritt.  

Ich muss nun befürchten, dass 
sich auch meine Anliegen außer-
halb des Vorstellungsvermögens 
dieses Juristen befinden werden: Es 
sind Güter und Werte wie die 
Schönheit Haidhausens, die Ruhe 
im Viertel dank der die Verkehrsbe-
ruhigung; ein beispielhaftes bür-
gerschaftliches Engagement und 
ein von diesem Bürgersinn getrage-
nes funktionierendes demokrati-
sches Gemeinwesen. Es sind diese 
Güter und Werte, große Werte, 
Herr Rechtsanwalt, nicht „große 
Münze“, wie Sie es zu nennen be-
liebten, die durch den Tunnelbau 
des „Vorhabenträgers“ massiv ge-
schädigt werden und zwar nicht nur 
während der Bauzeit, sondern be-
reits jetzt und für immer. Es wird 
nie mehr so sein, wie es war! … 

Das zweite Opfer ist die Ver-
kehrsberuhigung selber. Wir haben 
beispielsweise verhindert, dass eine 
Tiefgarage den Johannisplatz zer-
störte. Das und viele weitere Schrit-
te auf dem Weg, den Autoverkehr 
im Quartier zu bändigen, hatten zur 
Folge, dass wir heute verkehrsmä-
ßig gesehen in Haidhausen in ei-
nem Paradies leben. Very much so. 
Dass dadurch auch die Wohnungs-
preise um das Dreifache gestiegen 

sind und es sich heute eigentlich 
nur noch Angestellte großer Fir-
men, die nach München ziehen, 
leisten können, eine Wohnung in 
Haidhausen zu bekommen, war 
nicht unsere Absicht, ist leider auch 
eine Folge davon. … 

Es genügt doch ein Müllauto, wie 
mein Vorredner Herr S. sagte, und 
wie jeder der hier lebt, bestätigen 
kann, oder ein Lieferfahrzeug, da-
mit der Verkehr zusammenbricht 
und Chaos herrscht. Und da will 
uns die DB Projektbau weisma-
chen, dass drei große Baustellen, 
die bis zu 5 Jahre dauern, keine er-
hebliche Beeinträchtigung für 
Haidhausen darstellen werden?! 

Über Jahre wird hier ein Ausnah-
mezustand herrschen, der von ei-
nem Provisorium ins andere torkelt 
und die Viertelentwicklung um 
Jahrzehnte zurückdreht. 

 
Die Versammlungsleitung konze-

dierte mir meinen berechtigten 
Schmerz darüber, erklärte jedoch 
auch, dass dies nicht Gegenstand 
der Erörterung sein könne, sondern 
nur Beeinträchtigungen, die über 
das zumutbare Maß hinausgingen. 

Meine Kritik richtete sich auch 
nicht primär darauf, wie einer aus 
der Versammlungsleitung wissen 
wollte, dass dieses Projekt von 
oben oder außen über uns gekom-
men sei, ohne die Möglichkeit der 
Mitsprache und ohne in den Pla-
nungsprozess eingebunden zu sein, 
wie es in Stuttgart zu Recht beklagt 
wird. Dem ist nicht so, sondern es 
geht mir darum, dass dieses Projekt 
verkehrsplanerisch so überflüssig 
ist, wie ein Kropf. 

Das Erörterungsverfahren, an 
dem ich mit meiner Sammelein-
wendung heute teilnehme, bietet ja 
eine demokratische Beteiligungs-
möglichkeit. Sie dient als öffentli-
ches Hearing vermutlich auch dazu, 
in das Baugenehmigungsverfahren 
kritische Stimmen einzubringen. 
Weil man davon ausgeht, dass Or-
ganisationen ab einer bestimmten 
Größe zu interner Kritik nicht mehr 
ausreichend in der Lage sind. Lei-
der ist dieses Hearing so gestaltet, 
dass beim Befolgen der prozedura-
len Spielregeln der Wille von Wirt-
schaft und Politik sich durchsetzen. 
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Denn der immense technische 
Sachverstand, der beim Projektträ-
ger versammelt ist und sich in De-
tails wie Anzahl und Größe der 
Lastwagen, Notwendigkeit von 
Reifenwaschanlagen ja oder nein, 
tertiäre oder quartäre Untergründe 
und Tangentenneigungen immer 
wieder kundtut, ist völlig entkop-
pelt vom gesunden Menschenver-
stand und geht einher mit fehlender 
Verantwortung für den Sinn und 
Zweck des Ganzen. Für Tektonik 
und mehr fehlt mir jegliche Kom-
petenz und für die Auswirkungen 
des Tunnelbaus in anderen als tech-
nischen Dimensionen fehlt dem 
Projektträger das Vorstellungsver-
mögen. 

Wie soll das gehen? In einen Dia-
log zu kommen, ohne die Fähigkeit 
zur Perspektivenübernahme? 

 
 

Hier die zweite Stellungnahme 
im Erörterungstermin 

Nach den Anhörungen der letzten 
Wochen hier im Haus und den 
schriftlichen Antworten des Vorha-
benträgers (VT), deren Stellung-
nahmen, Erklärungen und Zurück-
weisungen auf die Einwendungen, 
auf Ängste und befürchtete und 
vorhersehbare Probleme von Haus-
eigentümern, ist mir ganz klar ge-
worden dass im Falle der Bauaus-
führung der 2. Stammstrecke für 
die Hauseigentümer, sprich Ver-
mieter, sich eine schwierige 
Rechtsposition ergeben wird. Ich 
selbst habe in meinem Mietshaus 
mit 16 Mietparteien bis jetzt ein gu-
tes Mietverhältnis mit allen Partei-
en, und hatte bisher in meiner nun 
fast 30 jährigen Vermieterposition 
keinen Rechtsstreit, brauchte bisher 
keinen Rechtsanwalt- außer für Be-

ratung. Wir alle wissen, dass die 
Gerichte seit langem mit Mietstrei-
tigkeiten überlastet sind. Ich musste 
glücklicher Weise, in meiner lan-
gen Vermietertätigkeit bisher kein 
Gericht bemühen. Allein mit mei-
nem gesunden Menschenverstand, 
meiner Freundlichkeit, meinem 
Wissen, meinem Gerechtigkeits-
sinn, gegenseitiger Achtung und 
meiner Einstellung "leben und le-
ben lassen" mache ich alle meine 
Geschäfte - auch meine Vermietun-
gen, und hatte zudem auch Glück. 
Damit ich auch in Zukunft so wei-
ter arbeiten kann und mir und mei-
nen jetzigen und künftigen Mietern 
das Leben miteinander nicht unnö-
tig erschweren muss, und um Pro-
bleme im Vorfeld abzufangen, stel-
le ich folgenden Antrag, für den 
Fall dass die 2. Stammstrecke ge-
baut wird: 

 
Mein Antrag lautet: 
„Kann der Wohnungsmieter 

nachweisen, dass sein Leben und 
Wohnen in der angemieteten Woh-
nung oder im Haus beeinträchtigt 
ist durch Lärm, Schmutz, Erschütte-
rungen o.ä., die eine Mietminde-
rung rechtfertigen, verursacht 
durch den Bau der 2. Stammstrec-
ke, gilt das Verursacherprinzip. 
(Das Verursacherprinzip (engl. 
Polluter pays principle) besagt, 
dass Kosten, die als Folge eines be-
stimmten Tuns oder Unterlassens 
entstehen, dem Verursacher zuzu-
rechnen sind.) Der Geschädigte 
wendet sich direkt an den Verursa-
cher, sprich an den Vorhabenträ-
ger. Anstatt dem gesetzlichen An-
spruch des Mieters auf Mietminde-
rung beim Vermieter, zahlt der Vor-
habenträger eine Entschädigung 
direkt an den Mieter. Die Höhe der 
Entschädigung entspricht einer ge-
setzlich möglichen Mietminderung. 

Für die Abwicklung dieser Entschä-
digungszahlung, bietet der Vorha-
benträger eine AnlaufsteIle bzw. ei-
nen Ansprechpartner für den Ge-
schädigten. Alle rechtlichen Un-
klarheiten, die sich aus einer  
Entschädigungsforderung ergeben, 
wickelt der VT auf seine Kosten, 
über seine eigene Rechtsabteilung 
ab. Dieses Verursacherprinzip ist 
zeitlich bis zum Abschluß der Bau-
arbeiten - Fertigstellung der 
2.Stammstrecke begrenzt.“ (Antra-
gende).  

Ich hoffe, dass mein Wunsch ver-
standen wird, denn ich habe keine 
Rechtsabteilung die ich beauftra-
gen kann Mietstreitigkeiten zu klä-
ren. Mich würden Rechtsstreitigkei-
ten zu sehr belasten, Gesundheit, 
Zeit und Geld kosten. Und das, ob-
wohl ich nicht der Verursacher bin 
und weder etwas dafür noch dage-
gen tun kann. Außerdem benötige 
ich die kalkulierte Miete, um den 
Wohnraum zu erhalten und meinen 
Verpflichtungen nachzukommen. 
Ich hoffe, dass dem Antrag stattge-
geben wird, um Mietverhältnisse 
nicht unnötig und Gerichte nicht 
noch mehr mit Mietstreitigkeiten zu 
belasten. Grundsätzlich bin ich ge-
gen den Bau der 2.Stammstrecke, 
sowohl als Haidhauser Bürgerin -
weil ich befürchte dass die lange 
Bauzeit das Viertel zerstört, als 
Münchnerin und MVVbenutzerin - 
weil ich um meine Sicherheit fürch-
te und eine Verschlechterung be-
fürchte, als Steuerzahlerin - weil 
ich finde dass die Gelder anderwei-
tig wichtiger angelegt wären und 
als Hausbesitzerin - wie bereits von 
RA Dr. Lehner vorgetragen und 
gemäß meinem heutigen Antrag. 
Ich bedanke mich für die Anhörung. 

 
Name und Anschrift sind der 

Redaktion bekannt. 
 

  


